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Stand: 18.01.2020 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Einer studierenden Person mit Behinderung oder Beeinträchtigung wird bei der Durchführung der
staatlichen Prüfung auf Antrag ein individueller Nachteilsausgleich gewährt.

(2) Der Nachteilsausgleich wird nur gewährt, wenn er spätestens mit dem Antrag auf Zulassung zur
staatlichen Prüfung schriftlich oder elektronisch bei den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
beantragt worden ist.

(3) Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses entscheiden, ob für den Antrag auf Nachteilsausgleich
ein ärztliches Attest oder andere geeignete Unterlagen erforderlich sind. Wird ein ärztliches Attest oder
werden andere geeignete Unterlagen gefordert, so kann der Nachteilsausgleich nur gewährt werden,
wenn aus dem ärztlichen Attest oder den Unterlagen die leistungsbeeinträchtigende Auswirkung der
Behinderung oder Beeinträchtigung hervorgeht.

(4) Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmen, in welcher geänderten Form die
Prüfungsleistung zu erbringen ist. Die fachlichen Prüfungsanforderungen dürfen durch den
Nachteilsausgleich nicht verändert werden.
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